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Missachtet Regierungsrätin Frau Verena Diener den Volkswillen?

Eine weitere Abstimmung zur Medikamentenabgabe folgt im Frühling 2003

Sie erinnern sich: Das Verwaltungsgericht beurteilt vor einigen Jahren die Regelung, dass Aerzte in den Städten Zürich und Winterthur keine Medikamente abgeben dürfen, als nicht verfassungskonform, da alle Gemeinden im Kanton gleich behandelt werden müssen.

Regierung und Parlament beschliessen daraufhin eine neue Regelung, wonach im Umkreis von 500 Metern um eine Apotheke die Aerzte nicht mehr selber Medikamente abgeben dürfen. Im Herbst 2001 stimmt das Volk über das Referendum ab. Die neue Regelung wird mit 54% verworfen.

Frau Regierungsrätin Diener gibt daraufhin mit Steuergeldern beim Meinungsforschungsinstitut Longchamp eine Studie ein Auftrag, um herauszufinden, welche Vorschläge Mehrheitsfähig wären. Sie finden die ganze Studie im Internet unter www.polittrends.ch/abstimmungen/abstimmungsanalysen/kantonal/welcome.html 

83% der Befragten sind der Meinung, dass jeder selber die Wahl haben solle, wo er seine Medikamente bezieht.

Der neue Gesetzesentwurf von Frau Diener ignoriert diesen Wunsch völlig. Aerzte dürfen nur Medikamente abgeben, wenn sie am Notfalldienst teilnehmen und keine Apotheke in der Gemeinde während 24 Stunden geöffnet ist.

Gerne rufen Politiker nach mehr Markt und Konkurrenz, wenn sie Preise als zu hoch erachten. Nun aber wollen es die Politiker einzig den Apothekern überlassen, in welchen Gemeinden sie das Medikamenten-Monopol übernehmen wollen. Nach Zürich folgt Winterthur, Uster, Wetzikon... Wenn also in einer Gemeinde die Migros ihre Filiale 24 Stunden öffnet, dann muss Coop generell schliessen. Wer würde wohl ja dazu sagen?!

In den Apotheken werden seit 1.7.01 Beratungs- und Administrationstaxen erhoben, wenn Sie ein Rezept einlösen. Ebenso ist das Ausstellen von Rezepten eine ärztliche Leistung, die verrechnet wird. Beziehen Sie die Medikamente direkt in der Arztpraxis, so entfallen alle diese Unkosten. Der Nachbezug von Dauermedikamenten hängt auch nicht von einer Konsultation ab, eine solche findet nur statt, wenn sie wirklich nötig ist. Auf Grund der Krankenkassenstatistik ist bekannt, dass Kantone mit direkter Medikamentenabgabe weniger Arzneimittelkosten aufweisen als Kantone mit Verschreibung. Der Aussage "wer verschreibt gibt nicht ab" eine kostendämpfende Wirkung zuzuerkennen ist schlicht falsch und zeugt von Unwissenheit (betrifft leider auch viele grosse Zeitungen). Das Bundesamt für Sozialversicherung hat im August 2001 eine Studie mit dem Titel: "Auswirkungen des KVG auf die Leistungserbringer“ veröffentlicht. Darin wird als "weitere Massnahme zur Kostendämpfung" die Gesamtschweizerische Einführung der Medikamentenabgabe durch die Ärzteschaft aufgeführt. Es ist somit völlig klar, dass eine Einschränkung der direkten Medikamentenabgabe neben Beschwerlichkeiten für die Patienten auch noch höhere Kosten verursachen würde.

Nachdem nicht einmal die Hälfte des Zürcher Kantonsrates hinter diesem Gesetz steht und nachdem Regierungs- und Kantonsrat mit der 500 m Distanzregelung schon einmal am Volk vorbei politisiert haben, erachtet die Aerzteschaft eine erneute Volksabstimmung zu dieser Vorlage aus folgenden Gründen als zwingend:

-
Eine Vorlage, die mit Hilfe der Öffnungszeit einer einzigen Apotheke der Bevölkerung die Wahlfreiheit beim Medikamentenbezug nehmen will, gehört vor den Stimmbürger.

-
Eine Vorlage, die mit Hilfe der Öffnungszeit einer einzigen Apotheke viele Patientinnen und Patienten zwingt, eine zusätzliche Beratungs- und Administrationstaxe zu bezahlen, gehört vor den Stimmbürger.

-
Eine Vorlage, die mit Hilfe der Öffnungszeit einer einzigen Apotheke zwei Kategorien Patientinnen und Patienten im Kanton schafft, gehört vor den Stimmbürger.

-
Eine Vorlage, die mit Hilfe der Öffnungszeit einer einzigen Apotheke zwei Kategorien von Gewerbetreibenden schafft, gehört vor den Stimmbürger.

-
Eine Vorlage, die mit der Öffnungszeit einer einzigen Apotheke etwas regeln will, das überhaupt keiner Regelung bedarf, gehört vor den Stimmbürger.

Unterschreiben Sie das Referendum gegen den neuen Gesetzesvorschlag! 

Die Unterschriftenbogen liegen in den Arztpraxen auf!







